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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 3]. —— 


Juhalt: Kirchengeſetz, betreffend die Kirchenviſitationen in der evangeliſchlutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover, S. 349. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ıc., S. 362. 


(Nr. 9489.) Kirchengeſetz, betreffend die Kirchenviſitationen in der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover. Vom 28. September 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen über die Kirchenviſitationen in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover, unter Zuſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


$. 1. 
In allen Kirchengemeinden finden nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften 
Kirchenviſitationen ſtatt. 
$. 2. 


Die Viſitation iſt in jeder Gemeinde regelmäßig im ſechsten Kalenderjahre 
zu halten. Die Vertheilung der Viſitationen auf die einzelnen Jahre geſchieht 
für jeden Aufſichtsbezirk durch die Kirchenregierung. Aus beſonderen Gründen 
kann die Viſitation mittelſt Verfügung der Kirchenregierung verſchoben werden. 


$. 3. 

Die Viſitation wird vorgenommen durch den zuſtändigen Superintendenten 
(Senior u. ſ. w.). In den Gemeinden, deren Pfarrer ſelbſt Superintendent 
(Senior u. ſ. w.) iſt, oder die keinem Aufſichtsbezirke angehören, tritt an Stelle 
des Superintendenten als Viſitator der General-Superintendent, oder falls ein 
ſolcher nicht vorhanden iſt, und in den Gemeinden, deren Pfarrer ſelbſt General— 
Superintendent iſt, ein durch das Landeskonſiſtorium berufener Bevollmächtigter 
der Kirchenregierung ein. Der weltliche Kirchenkommiſſarius ift berechtigt, an den 
innerhalb feines Amtsbezirkes ſtattfindenden Kirchenviſitationen als Viſitator An⸗ 
theil zu nehmen. 
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§. 4 

Die Viſitation erſtreckt ſich auf 

a) die Verwaltung des Pfarramtes, 

b) die kirchliche Leitung des Religionsunterrichtes in den Volksſchulen, 

e) die Amtsführung der niederen Kirchendiener, 

d) den kirchlichen und ſittlichen Zuſtand der Gemeinde und die Wirkſamkeit 
des Kirchenvorſtandes, 

e) den Beſtand und die Verwaltung des kirchlichen Vermögens, 

1) bei Pfarrern, welche Superintendenten (Senioren u. ſ. w.) find, auf die 
Verwaltung ihres Aufſichtsamtes. 

$. 5. 

Bei der Viſitation iſt folgendes Verfahren einzuhalten: 

1) Sie iſt anzuſetzen auf einen Sonntag und in Verbindung mit einem 
vollftändigen Gottesdienſte. Wo die Viſitation bisher regelmäßig an 
einem Wochentage abgehalten iſt, kann deren Abhaltung auf Antrag 
des Kirchenvorſtandes mit Genehmigung des Konſiſtoriums auch ferner 
an einem Wochentage ſtattfinden. 

2) Vorbereitet wird ſie durch ſchriftlich vom Paſtor und, ſoweit es ſich 
um Gegenſtände handelt, die dem Geſchäftskreiſe des Kirchenvorſtandes 
angehören, durch den Kirchenvorſtand zu beantwortende Viſitationsfragen. 

3) Sie iſt rechtzeitig vorher von der Kanzel abzukündigen mit der Ew 
wähnung, daß jedem Gemeindegliede freiſtehe, bei der Viſitation Wünſche 
und Beſchwerden anzubringen. 

4) Den Kirchenpatronen, beziehungsweiſe deren Vertretern wird von der 
anſtehenden Viſitation Anzeige gemacht, und es ſteht ihnen offen, ihr 
beizuwohnen. 

$. 6. 


Die Kirchenregierung iſt befugt, wenn ſie es erforderlich findet, Viſitationen 
auch außerhalb der nach $. 2 beſtimmten Termine abhalten zu laſſen, ſei es für 
eine einzelne Gemeinde, ſei es für einen ganzen Aufſichtsbezirk. Sie beſtimmt 
deren Umfang. Solche Viſitationen geſchehen durch den Superintendenten, 
beziehungsweiſe General-Superintendenten; die Kirchenregierung kann jedoch ftatt 
ihrer oder neben ihnen auch beſondere Bevollmächtigte ernennen. 


$. 7. 

In den Kirchengemeinden, welche zum Aufſichtsbezirke der geiſtlichen 
Miniſterien in den Städten Hannover, Göttingen, Northeim und Hameln ge⸗ 
hören, und in den Kirchengemeinden der Städte Hildesheim, Lüneburg und 
Osnabrück wird eine Viſitation nur vorgenommen durch beſondere Bevollmaͤchtigte 
des Landeskonſiſtoriums aus ſeiner Mitte und nur auf deſſen beſonderen Beſchluß 
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ohne regelmäßig wiederkehrenden Termin; an der Viſitation nimmt ein Mitglied 
des Magiſtrats, welches von letzterem entſendet wird, Theil. 

Die Viſitation erſtreckt ſich nicht auf Beſtand und Verwaltung des kirch⸗ 
lichen Vermögens, ſoweit ſie bisher durch Geſetz davon ausgeſchloſſen iſt. 


$. 8. 

In denjenigen Gemeinden, in welchen ein General» Superintendent ein 
Pfarramt verwaltet, erſtreckt ſich die Viſitation auf deſſen Amtsverwaltung nur 
dann, wenn dieſe vom Landeskonſiſtorium ausdrücklich für den einzelnen Fall ver- 
fügt wird. 

F. 9. 


Dem Superintendenten und General-Superintendenten gebühren für jede 
von ihm abzuhaltende Viſitation Diäten im Betrage von 10 Mark für den Tag 
ſowie Erſatz der aufgewandten Beförderungskoſten. a 


$. 10. 

Die durch Geſetz oder Herkommen begründeten Verpflichtungen zur Tragung 
der Viſitationskoſten einſchließlich der Fuhrleiſtungen bleiben mit der Maßgabe be- 
ſtehen, daß an Diäten von den Verpflichteten nicht mehr als im Ganzen 10 Mark 
für den Tag zu zahlen ſind. 

Die Reiſekoſten der General⸗Superintendenten, ſofern ſie nicht nach Abjag 1 
anderweitig gedeckt werden, ſind aus der Kaſſe des Synodalbezirkes, welchem die 
viſitirte Gemeinde angehört, zu beſtreiten. 

Inſoweit die Koſten der Viſitation nicht auf Grund der vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen ihre Deckung finden, ſollen dieſelben von der Parochialkirchenkaſſe, 
ſoweit dieſe dazu ausreicht und wenn nicht im Falle der Unzulänglichkeit Dritte 
für ſie einzuſtehen haben, ſonſt von der viſitirten Kirchengemeinde getragen werden. 
Indeß fallen Diäten und Reiſekoſten der beſonderen Bevollmächtigten der Kirchen⸗ 
regierung zur außerordentlichen Viſitation ($. 6) den Synodalkaſſen, Parochial⸗ 
kirchenkaſſen und Kirchengemeinden nicht zur Laſt. 


F. 11. 
Alle dieſem Kirchengeſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen treten außer Kraft. 

§. 12. 
Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Jagdhaus Rominten, den 28. September 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Zedlitz. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Gefeh- Samınl. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Auguſt 1891, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Oels für die von demſelben zu bauenden Chauſſeen: 1) von 
Pangau über Nauke und Buchwald nach der Namslau-Bernſtadter 
Chauſſee, 2) von Oels nach Leuchten, 3) von Langewieſe nach dem 
Dorfe Sibyllenort, 4) von Korſchlitz nach der Bernſtadt-Wabnitzer 
Chauſſee, 5) von Langenhof über Kunzendorf nach Patſchkey, 6) von 
Gr.⸗Ellguth nach Vielguth, 7) von Gr.⸗Ellguth nach Schmollen, 
8) von der eiſernen Brücke der Gr.⸗Ellguth-Kritſchener Chauſſee nach 
Kl.⸗Ellguth und 9) von Hoenigern nach Oels mit einer Abzweigung durch 
das Dorf Bogſchütz bis an die Kirche daſelbſt, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Breslau Nr. 41 S. 371, ausgegeben den 
9. Oktober 1891; 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 26. Auguſt 1891 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Oels im Betrage 
von 450 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Breslau Nr. 41 S. 371, ausgegeben den 9. Oktober 1891; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 31. Auguſt 1891, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis 
Schweidnitz für die von demſelben zu bauende Kreischauſſee von der 
Breslau⸗Schweidnitzer Provinzialchauſſee bei Weizenrodau über Käntchen, 
Klein⸗ und Groß-⸗Wierau bis zur Reichenbacher Kreisgrenze bei Enders- 
dorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 40 
S. 367, ausgegeben den 2. Oktober 1891; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. September 1891, betreffend die Erhöhung 
des Zinsfußes der von der Gemeinde Rixdorf im Kreiſe Teltow auf 
Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 16. Oktober 1889 aufge⸗ 
nommenen Anleihe von 3½ auf 4 Prozent, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 41 S. 357, ausgegeben den 
9. Oktober 1891. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


